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1 Einleitung

Sie haben heute schon etwas für den Klimaschutz getan – vielleicht 
ohne es wissen. Mit jedem Kilowatt, das Sie verbrauchen, fördern 
Sie über den Strompreis den Ausbau der erneuerbaren Energien. 
Vielleicht gehören Sie auch zu den Millionen von Autobesitzern, 
die 2009 für ihren alten Wagen eine Abwrackprämie kassiert haben 
und jetzt hoffentlich einen sparsameren und umweltfreundlicheren 
neuen Pkw fahren. Als Hausbesitzer haben Sie sicher schon mit dem 
Energiepass Bekanntschaft gemacht oder einen zinsgünstigen För-
derkredit für Ihre neue Heizung genutzt. 

Unabhängig davon, in welchem Lebensbereich wir uns befinden, 
der Klimaschutz ist fast immer schon da. Ob es uns nun gefällt oder 
nicht. Doch sollte es uns nicht egal sein, welche Mittel wohin fließen 
und was das Klima davon hat. Wir sehen das grüne Etikett, wir hö-
ren die frohe Botschaft vom Klimaschutz, aber was genau dahinter-
steckt, bleibt allzu oft nebulös. Schließlich haben wir brav jahrelang 
unseren Müll getrennt, um dann zu erfahren, dass es eigentlich viel 
effizienter wäre, alles wieder in eine Tonne zu schütten und zentral 
sortieren zu lassen. Der Grüne Punkt ist wirtschaftlich und ökolo-
gisch gesehen ein Reinfall.

Niemand kann einem daher die Zweifel an Klimaschutzmaßnahmen 
verdenken. Schließlich geht es um unsere Steuergelder. Sicher, Klima-
schutz ist eine gute Sache, aber woher wissen wir, dass die Politiker, 
die Manager, die Wissenschaftler den richtigen Weg gehen? Wer sagt 
uns, dass nicht andere Interessen als das Weltklima im Spiel sind, dass 
wir einem grünen Betrug aufgesessen sind? Es wäre nicht das erste 
Mal, dass im Dienste einer guten Sache Unsinniges beschlossen wird. 

Als mündige Bürger sollten wir genau hinschauen, nachfragen, 
wenn uns etwas von dem, was uns die Klimaschützer verkünden, 
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nicht schlüssig erscheint. Aber um kein Missverständnis aufkom-
men zu lassen: Mir geht es nicht darum, den Klimawandel infrage 
zu stellen. Die Erderwärmung an sich ist ein Fakt, egal an welcher 
Stelle auf dem Wahlzettel der Einzelne sein Kreuz macht. Den Be-
griff »Klimaskeptiker« halte ich ohnehin für unsinnig. Ist das je-
mand, der daran zweifelt, dass es überhaupt ein Klima gibt? Diese 
Bezeichnung ist genauso schräg wie das Modewort »Globalisie-
rungsgegner«. Die Globalisierung ist da, ob wir nun wollen oder 
nicht, und sie wird auch nicht wieder verschwinden, weder mor-
gen noch in 30 Jahren. Es gibt also gar keine Wahl zwischen Glo-
balisierung oder Nicht-Globalisierung – und genauso können wir 
uns auch nicht zwischen Klimawandel oder Klimastillstand ent-
scheiden. 

Diese Worthülsen kaschieren meist nur ideologische Positionen. 
Wer sich öffentlich gegen die Globalisierung bekennt, meint ei-
gentlich die Macht der internationalen Großkonzerne und die Aus-
beutung der Dritten Welt. Globalisierung als Zustand kann nicht 
schlecht sein, nur das, was die Teilnehmer am Welthandel und an 
der internationalen Arbeitsteilung daraus machen, kann negative 
Folgen haben. 

Das Thema Klimawandel ist auch kein alleiniges Eigentum der öko-
logischen Linken. Es gibt keine unterschiedlichen Thermometer, 
die – je nach politischer Couleur – Werte im gefährlichen roten oder 
im ungefährlichen grünen Bereich anzeigen. Es wäre allemal ehrli-
cher, zu sagen: Wir zweifeln die Klimastudien nicht nur an, weil wir 
sie für wissenschaftlich falsch halten, sondern auch weil die Forde-
rungen nach mehr Klimaschutz aus der falschen politischen Ecke 
kommen. 

Genau dieses überflüssige Schubladendenken macht es den Politi-
kern so schwer, pragmatisch zu handeln. Wer für konservative Wer-
te steht, der darf sich beim Klimaschutz nicht zu weit vorwagen, um 
nicht im eigenen Lager als Ökosozialist zu gelten. Umgekehrt kann 
es sich jemand aus dem linken Spektrum nicht leisten, Maßnahmen 
zum Klimaschutz anzuzweifeln, ohne sich der Gefahr auszuliefern, 
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gesteinigt zu werden. Dem Klima dürfte das Parteibuch seiner Ret-
ter jedenfalls egal sein. 

Mittlerweile sind sich die demokratischen Parteien in Deutsch-
land immerhin darin einig, dass etwas gegen die Erderwärmung ge-
tan werden muss. So weit, so gut. Was derzeit aber nicht einleuch-
tet: dass sich substanziell noch zu wenig beim Klimaschutz bewegt. 
Wenn die Risiken des Treibhauseffekts so groß sind, dann müssten 
Regierungen, Wissenschaftler und Unternehmen eigentlich eine 
große Koalition der Willigen schmieden. Schließlich gilt es, Dürren, 
Missernten, Überschwemmungen oder Hungersnöte zu verhindern. 
Die klimapolitische Realität sieht allerdings anders aus: vorgebliche 
Einigkeit im Ziel, aber endloses Gezänk über den Weg. Jeder möch-
te die Welt ein wenig besser retten als der andere. Für den einen ist 
es fünf vor zwölf, für den anderen erst halb elf. 

Ideologie alleine ist nicht an dieser unterschiedlichen Wahrneh-
mung schuld. Vielmehr sind es knallharte Wirtschaftsinteressen, die 
dahinterstecken. Die Zeiten, als Klimawandel und Klimaschutz vor 
allem wohlfeile Diskussionsthemen für intellektuelle Zirkel waren, 
sind längst vorbei. Mittlerweile steht viel mehr auf dem Spiel und 
Klimaschutz ist heute ein Milliardengeschäft. Nach einer Studie der 
Unternehmensberatung PWC vom März 2009 sind in der EU bis zu 
22 Milliarden Euro Investitionen in erneuerbare Energien nötig, um 
das Ziel zu erreichen, bis 2020 ein Fünftel weniger CO2 zu produ-
zieren. Deutsche Bank Research errechnete allein für die deutsche 
Bauwirtschaft aufgrund von Klima- und Umweltschutzauflagen bis 
2030 ein Investitionsvolumen von bis zu 340 Milliarden Euro. 

Wo auf Jahrzehnte lukrative Geschäfte winken, sind Einflussgrup-
pen aus Politik und Wirtschaft nicht weit. Jeder will sich ein Stück 
vom Klimakuchen abschneiden, egal ob Parteien, Verbände oder 
Unternehmen. Die einen wollen Wählerstimmen ködern, manche 
Subventionen einsammeln, andere Umsätze mit grünen Produkten 
machen oder sich ein politisch korrektes Image verpassen. 

Geld und Einfluss fallen in der Klimapolitik nicht vom Himmel. Nur 
wem es gelingt, die öffentliche Meinung und die der Entscheidungs-
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träger für sich zu gewinnen, steht auf der Siegerseite. Dafür müssen 
die Meinungsmacher alle Register ziehen – vom Lobbyismus bis 
zum Green Wash. Steuern, Auflagen, Produkte, Branchen, politische 
Programme oder Subventionen werden einem Vollwaschgang unter-
zogen. Was vorher schmutzig grau und unkorrekt aussah, hat hinter-
her einen klimakorrekten grünen Schimmer – ohne dass sich etwas 
wesentlich geändert hätte. Ob Anzeigenkampagnen, Werbespots, 
Bürgerinitiativen, Pilotprojekte oder Ökosiegel – nur wer wahrge-
nommen wird, kann aus dem Klimaschutz dauerhaft Honig saugen. 
Der interessengefärbte Informationsüberfluss überschwemmt das 
Internet: Mittlerweile tummeln sich im World Wide Web mehr als 
vier Millionen Einträge zum Thema Klimaschutz. Wussten Sie, dass 
sich hinter www.klimaschuetzer.de das Deutsche Atomforum, eine 
Lobbyvereinigung von Kernkraftbetreibern, verbirgt? 

Wo so viel Energie im Marketing verpufft, bleibt zu wenig übrig für 
objektive Informationen. Dabei wären gut informierte und inte-
ressierte Bürger nötig, um denen Dampf zu machen, die vor allem 
fruchtlose Machtspielchen betreiben. Wertvolle Zeit wird unnö-
tig verplempert. Das ist fahrlässig angesichts neuer wissenschaftli-
cher Studien, die belegen, dass die Uhr des Klimawandels deutlich 
schneller tickt, als wir bisher angenommen haben. Was gestern noch 
als Königsweg galt, um die schlimmsten Folgen des Klimawandels in 
den Griff zu kriegen, reicht bei Weitem nicht.

Natürlich bewegt sich beim Klimaschutz auch real etwas und nicht 
nur auf dem Papier. Vor allem der Regierungswechsel in den USA 
von Bush zu Obama bringt wieder Schwung in den Kampf gegen 
die Erderwärmung. Schon sprechen Politiker in den USA, in Europa 
und sogar in Südkorea von der neuen klimapolitischen Wunderwaf-
fe, dem »Green New Deal«, der Rezession und Klimawandel glei-
chermaßen in den Griff bekommen soll. Staatliche Subventionen 
fördern grüne Technologie und schaffen damit neue Arbeitsplätze. 

Das klingt verlockend, aber schon bei der Definition, welche Tech-
nik »grün« ist, scheiden sich die Geister. Ist Wärmedämmung per 
se schon grün oder sind es nur mineralölfreie Dämmmaterialien? Ist 
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effiziente Wasserversorgung eine Ökotechnologie, weil der Klima-
wandel ganze Landstriche verdorren lässt? Müssen Biotreibstoffe 
aus dem Arsenal der ökologisch korrekten Innovationen gestrichen 
werden, weil sie mit Lebensmitteln konkurrieren? 

Wie gut, dass der Bauchladen »Klimaschutz« für jede politische Kli-
entel eigene Antworten bereithält! So verwundert es nicht, dass sich 
jede Gruppierung ihr eigenes Klimaprojekt auf die Fahnen schreibt. 
Für die ökologisch-linken Gutmenschen sind es die Solarzellen, für 
die konservativen Schöpfungsbewahrer CO2-freie Atommeiler und 
für die ordnungspolitischen Bedenkenträger der europäische Emis-
sionshandel. 

Natürlich könnte es wie in einer guten Pralinenmischung von je-
dem etwas sein, aber dann müssten wirtschaftliche und politische 
Interessen hintenanstehen. Dafür ist der Haufen der selbst ernann-
ten Klimaschützer aber einfach zu bunt gemischt und zu abhängig 
von seinen Interessengruppen. Unter dem grünen Anstrich der öf-
fentlichen Klimapositionen verbirgt sich noch immer die ideologi-
sche Patina. Was aus dem falschen politischen Lager kommt, kann 
nicht gut fürs Klima sein, weil es nicht sein darf – egal was die Fak-
ten sagen. 

»Die Wahrheit ist das erste Opfer des Krieges«, soll der britische 
Schriftsteller Rudyard Kipling gesagt haben. Ist Krieg die richtige 
Umschreibung für das Tauziehen um die klimapolitische Meinungs-
hoheit? Wer martialische Begriffe wie »Ökofaschist«, »Klimakil-
ler«, »Atomsekte« oder »Klimadiktatur« auf den politischen Geg-
ner abfeuert, darf sich nicht beschweren, wenn es nach Pulverdampf 
riecht. Es ist ein Krieg der Worte. Schlagworte sollen Ängste schüren, 
das andere Lager brandmarken, ihm jeden Anspruch auf den rich-
tigen Weg zum Klimaschutz entziehen. Es fällt den Politikern und 
Lobbyisten immer noch schwer, diese Jahrhundertaufgabe ideolo-
giefrei anzugehen. Vereinfachen, verdrehen und verdrängen gehört 
ebenso zum klimapolitischen Handwerk wie markige Sprüche. 

In dieser Situation sind pragmatische Lösungen ohne politische 
Scheuklappen gefragt. Die Politik muss endlich beweisen, dass sie 
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über eine Legislaturperiode hinausdenken kann. Ein paar Zuge-
ständnisse hier, ein paar Hintertürchen dort sind Gift fürs Weltkli-
ma. Eine Weltgemeinschaft, die es schafft, über eine Billion Dollar 
für die Rettung des Finanzsystems zu mobilisieren, sollte auch in der 
Lage sein, die Lebensgrundlagen künftiger Generationen auf diesem 
Planeten zu sichern. 

Grundlagen

Das Seltsamste an der Diskussion um den Klimawandel sind nicht 
die teilweise kruden Verschwörungstheorien. Viel bizarrer ist die 
öffentliche Wahrnehmung. Die Erderwärmung scheint vor etwa 20 
Jahren wie ein Alien auf den Stammtischen gelandet zu sein. Vorher 
hat niemand darüber gesprochen. Allenfalls der saure Regen und 
die schlechte Wasserqualität in Ruhr, Rhein und Elbe spielten ei-
ne Rolle. 

Klimaschutzkritiker sehen darin einen Beleg dafür, dass der Klima-
wandel eine Erfindung der modernen Umweltbewegung sei. Dabei 
ist der durch CO2 verursachte Treibhauseffekt schon seit Mitte des 
19. Jahrhunderts bekannt. Der irische Physiker John Tyndall (1820–
1893) fand heraus, dass Wasserdampf und Kohlendioxid verhin-
dern, dass die von der Erde abgestrahlte Wärme komplett ins Weltall 
gelangt, und erklärte mit diesem Zusammenhang frühere Wärme-
phasen in der Erdgeschichte. 

Bereits 1941 wies der deutsche Wissenschaftler Hermann Flohn 
(1912–1997) in einem Fachartikel auf den Zusammenhang zwi-
schen Industrialisierung, Treibhauseffekt und Klimawandel hin. 
Damals hat dies kaum jemand wahrgenommen. In das breite öf-
fentliche Bewusstsein gelangte der Klimawandel erst, als die 
UN 1998 den Weltklimarat Intergovernmental Panel on Clima-
te Change (IPCC) gründete. Dessen Studien über die Folgen der 
Erderwärmung für Mensch und Natur ließen Politiker, Unterneh-
men und Organisationen aufhorchen. So stellte der IPCC fest, 
dass in den vergangenen 100 Jahren die mittlere Temperatur auf 
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der Erde um durchschnittlich 0,74 Grad gestiegen ist. Bleiben die 
weltweiten Treibhausgasemissionen auf dem jetzigen Niveau, er-
höht sich nach IPCC-Prognose die Temperatur in den kommen-
den 30 Jahren um weitere 0,6 Grad. Je nachdem, wie ernst es die 
Regierungen mit dem Klimaschutz nehmen, könnte sich die Erde 
bis 2100 um 1,8 bis 4,0 Grad erwärmen. Die Experten des IPCC 
halten lediglich einen Temperaturanstieg von 2 Grad gegenüber 
der vorindustriellen Zeit für noch beherrschbar. Fällt die Erder-
wärmung stärker aus, wären häufigere Unwetter, Missernten, 
Dürren sowie der Verlust ganzer Küstenregionen durch Über-
schwemmung zu erwarten. 

Klimawächter: Die Rolle des Weltklimarats IPCC

Der durch von Menschen produziertes CO
2
 verursachte Treibhaus-

effekt war lange Zeit umstritten. Klimastudien standen in dem Ruf, 
parteiisch zu sein. Es fehlte eine unabhängige Instanz, die wissen-
schaftliche Arbeiten und Daten über den Klimawandel sowie deren 
Ursachen und Folgen systematisch untersucht. Um dieses Manko 
zu beheben, gründeten die Weltorganisation für Meteorologie und 
das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) 1998 das 
Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC). Im IPCC sind 
Wissenschaftler aus aller Welt vertreten – unter anderem Ottmar 
Edenhofer vom Potsdamer Institut für Klimafolgenforschung. Das 
IPCC forscht nicht selbst, sondern nutzt die Arbeit von internatio-
nalen Experten. 

In Abständen von sechs bis sieben Jahren trägt das IPCC den je-
weiligen wissenschaftlichen Stand der Klimaforschung zusammen 
und bewertet ihn. Die Erkenntnisse des ersten Berichts 1990 flos-
sen in das Rahmenabkommen auf dem Klimagipfel in Rio 1992 ein. 
1995 folgte der zweite Bericht, der dem Kyoto-Protokoll 1997 die 
notwendigen Argumente lieferte. Die momentan in der Diskussion 
stehenden Klimadaten stammen aus dem vierten IPCC-Bericht, der 
2007 veröffentlicht wurde. Auf deren Grundlage könnte im Dezem-
ber 2009 in Kopenhagen ein neues Klimaabkommen unterzeichnet 
werden, welches das Kyoto-Protokoll ablöst. Derzeit arbeitet das 
IPCC am fünften Klimabericht, der 2013/14 erscheinen soll. 
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Plötzlich stand die Erderwärmung im Rampenlicht. Viele waren be-
troffen, einige zweifelten, doch nur wenige wollten handeln. Erst 
nach einer Vielzahl internationaler Gipfel, die ohne größere Ergebnis-
se blieben, unterzeichneten schließlich 39 Industrieländer 1997 das 
Kyoto-Protokoll. Offiziell trat es erst 2005 in Kraft, nachdem auch 
Russland es im Oktober 2004 ratifizierte. Die Russen erfüllten das 
Soll von 55 Staaten, die nötig waren, um das Protokoll wirksam wer-
den zu lassen. Mittlerweile haben es etwa 190 Staaten unterzeichnet; 
Australien und die USA lehnen das Abkommen jedoch bis heute ab.

Wichtigster Bestandteil des Kyoto-Protokolls sind die verbindlich ver-
einbarten Klimaziele (siehe Tabelle 1.1). 

Europäer vorn

Land Emissionsziel (in Prozent)

EU-Staaten – 8,0

USA – 7,0

Japan – 6,0

Kanada – 6,0

Gesamt – 5,2

Russland 0,0

Australien 8,0

Quelle: Bundesumweltministerium

Tabelle 1.1: Emissionsziele für Treibhausgase laut Kyoto-Protokoll 2008 
bis 2012

So sollen die CO2-Emissionen der Industrieländer von 2008 bis 2012 
um durchschnittlich 5 Prozent unter das Niveau von 1990 sinken. Da-
bei haben die Unterzeichnerstaaten, je nach Entwicklungsstand und In-
dustrieanteil, ganz unterschiedliche Quoten zu erfüllen. Deutschland 
beispielsweise muss demnach um 21 Prozent reduzieren, Großbritanni-
en dagegen nur um 12,5 Prozent (siehe Tabelle 1.2). Damit die europä-
ischen Staaten ihre Klimaziele erreichen können, hat die EU 2005 den 
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Emissionshandel für Energieversorger und Industriebetriebe gestartet. 
Unternehmen können demnach nur so viel CO2 in die Atmosphäre ab-
geben, wie sie Emissionsrechte besitzen. Diese Zertifikate bekamen sie 
in der ersten Handelsperiode von 2005 bis 2007 kostenlos vom Staat 
zugeteilt. Inzwischen läuft die zweite Handelsperiode, die 2012 endet 
und in der ein Teil der Emissionsrechte kostenpflichtig ist. 

Deutschland trägt Hauptlast

Land Emissionsziel (in Prozent)

Luxemburg – 28,0

Deutschland – 21,0

Dänemark – 21,0

Österreich – 13,0

Großbritannien – 12,5

Belgien – 7,5

Italien – 6,5

Niederlande – 6,0

Frankreich 0,0

Irland 13,0

Spanien 15,0

Griechenland 25,0

Portugal 27,0

Quelle: Bundesumweltministerium

Tabelle 1.2: Verteilung der Emissionsziele innerhalb der EU 2008 bis 
2012

Wie es mit dem EU-Emissionshandel und dem internationalen Kli-
maschutz insgesamt von 2013 an weitergeht, entscheidet sich auf dem 
Weltklimagipfel im Dezember in Kopenhagen. Hier wollen die Regie-
rungen über den Post-Kyoto-Prozess entscheiden. Es bleibt abzuwar-
ten, inwieweit die Finanzkrise noch Einfluss auf die Verhandlungen hat. 
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Im Schatten der Finanzkrise 

Als der ehemalige US-Vizepräsident Al Gore und der Weltklimarat 
IPCC im Herbst 2007 den Friedensnobelpreis erhielten, ahnten nur 
wenige, dass sich die US-Hypothekenkrise zur größten Wirtschafts-
krise seit dem Zweiten Weltkrieg auswachsen würde. Milliarden-
schwere Konjunkturprogramme waren noch kein Thema. Beim Kli-
maschutz schien es weniger am Geld als am politischen Willen zu 
mangeln. So deuteten denn auch viele Beobachter die Preisvergabe 
an Gore und IPCC als Aufforderung an die Bush-Regierung, sich 
endlich im Kampf gegen die Erderwärmung zu engagieren. 

Nur knapp ein Jahr später – im September 2008, nach der Pleite der 
Investmentbank Lehman Brothers – hatte sich das Bild völlig ge-
dreht. Al Gores beklemmende Klimaszenarien in dem Dokumen-
tarfilm Eine unbequeme Wahrheit waren längst vom Horrorszenario 
einer weltweiten wirtschaftlichen Depression verdrängt. Erinnerun-
gen an die Weltwirtschaftskrise 1929 wurden bemüht, selbst der 
Bankrott ganzer Staaten wie im Fall Island war plötzlich denkbar. 

Nicht verwunderlich, dass sich Politiker, Unternehmen und Orga-
nisationen auf die Rettung des Weltfinanzsystems stürzten. Die Fi-
nanzbranche hatte längst die Kontrolle über das Geschehen verloren 
und wie Dominosteine drohten Banken und Versicherungen umzu-
fallen. Millionen von Sparern fürchteten um ihre Einlagen. Bundes-
kanzlerin Angela Merkel sah sich sogar genötigt, Staatsgarantien für 
Sparguthaben abzugeben. Das Weltklima hatte in dieser Situation 
gefälligst zu warten. 

Wirklich dauerhaft verdrängen ließ sich die Erderwärmung aller-
dings nicht. Denn schon im November 2008 standen der UN-Kli-
magipfel in Posen sowie der EU-Klimagipfel in Brüssel auf der po-
litischen Tagesordnung. Der UN-Gipfel endete ohne konkrete 
Ergebnisse. Insbesondere die Schwellen- und Entwicklungsländer 
waren enttäuscht, wurde doch der Anpassungsfonds, der es ihnen 
ermöglichen sollte, ihre ineffiziente Energieversorgung zu moderni-
sieren oder ein funktionierendes Wasserversorgungssystem aufzu-
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bauen, nicht aufgestockt. Die Mittel für den Fonds sollten aus einem 
noch einzurichtenden weltweiten Emissionsrechtehandel stammen. 
Als Startkapital wollten die Industrieländer 50 Millionen Dollar bei-
steuern.

Auch in Brüssel ging es kaum voran. Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel setzte durch, dass energieintensive Branchen wie die Stahl-, die 
Glas- und die Baustoffindustrie weiterhin ihre Emissionsrechte kos-
tenlos erhalten. Die osteuropäischen Staaten erreichten, dass Erlö-
se aus der Versteigerung der Verschmutzungsrechte in einen Fonds 
fließen, um ihnen bis 2013 kostenlose Emissionsrechte zu sichern. 
Europa wandelte sich vom Schrittmacher des Klimaschutzes zum 
Bremser. Plötzlich richteten sich die Blicke der Klimaschützer hil-
fesuchend auf Amerika, wo ein neuer Präsident frischen politischen 
Wind versprach. Zumindest aber haben sich die Staats- und Regie-
rungschefs der EU nicht dazu hinreißen lassen, wegen der Finanz-
krise den Klimaschutz aufs Abstellgleis zu schieben. Außerdem: Ein 
Stillstand beim Klimaschutz hätte die Europäer im Vorfeld des Gip-
fels in Kopenhagen bis auf die Knochen blamiert. Stattdessen haben 
sie ihn industriekonform aufgeweicht. Zu groß war die Angst, mit 
allzu kostspieligen Restriktionen die von der Finanzkrise gebeutel-
ten Unternehmen in Existenznöte zu bringen. 

Mit dem weich gespülten Kompromiss schlugen die Regierungen 
zwei Fliegen mit einer Klappe: Sie konnten den Wählern zu Hau-
se verkünden, dass sie Arbeitsplätze retten, ohne dabei das Weltkli-
ma zu vernachlässigen. Dennoch blieb ein fader Nachgeschmack. Si-
cher ist die Finanzkrise einmalig für die Nachkriegsgeschichte, aber 
könnte das Aufweichen der Klimapolitik in Posen zum Wiederho-
lungsfall werden? Würden die Regierungen den Klimaschutz immer 
dann hintenanstellen, wenn in die eigene Kasse gerade für andere 
Probleme gegriffen werden muss? 

Dieser Mechanismus ist vom Abbau des Staatsdefizits hinlänglich 
bekannt. Immer wieder gibt es Pläne der Bundesregierung, die Neu-
verschuldung auf null herunterzufahren – ohne großen Erfolg. Si-
cher waren Wiedervereinigung und Finanzkrise nicht vorhersehbar, 
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jedoch mangelte es in wirtschaftlich guten Jahren auch am ernsthaf-
ten Bemühen, die Staatsausgaben zu senken und die Bürger spür-
bar zu entlasten. Insbesondere vor Wahlen ließ der Spareifer zu wün-
schen übrig. Auch vor der Bundestagswahl 2009 war trotz hoher 
Neuverschuldung plötzlich wieder von Steuergeschenken die Rede. 

Trotz Finanzkrise nichts für den Klimaschutz zu tun wäre aber auf 
lange Sicht kostspieliger als die Rettung notleidender Banken und 
Automobilhersteller, darin sind sich die Experten einig. So weist 
das Potsdamer Institut für Klimafolgenforschung (PIK) darauf 
hin, dass jedes ungenützte Jahr langfristig mehrere Billionen Euro 
Kosten nach sich zieht. Nach einer Studie der Unternehmensbera-
tung McKinsey und des WWF ließe sich der Wechsel zu einer kli-
mafreundlichen Weltwirtschaft zum jetzigen Zeitpunkt noch mit ei-
nem Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) pro Jahr finanzieren. 
Ungebremstes Wachstum auf Kosten des Klimas ließe hingegen die 
Kosten auf 4 bis 20 Prozent des BIPs hochschnellen.

Aus Sicht der Politiker ist es verständlich, dass sie zunächst auf die 
kurzfristig bedrohlichere Finanzkrise reagieren. Rezession und Mas-
senarbeitslosigkeit brennen den Menschen stärker auf den Nägeln 
als die Klimaperspektiven in einigen Jahrzehnten. Eine Regierung, 
die sich dem Verdacht aussetzt, nicht alles getan zu haben, um eine 
tiefe und lang anhaltende Rezession abzuwenden, würde kaum die 
nächsten Wahlen überstehen. Entsprechend großzügig statteten die 
Länder ihre Konjunkturprogramme aus. 

»Nötigen Atem mitbringen«

Claudia Kemfert, Klima- und Energieexpertin des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung in Berlin (DIW), über die Folgen der 
Finanzkrise für den Klimaschutz und notwendige Staatseingriffe

Frau Professor Kemfert, wird der Klimaschutz im Schatten der 
Wirtschaftskrise verschwinden?

Nein, ich denke nicht, im Gegenteil. Die Staatengemeinschaft ist 
entschlossen, globalen Klimaschutz verbindlich festzulegen. Selbst 
die Unternehmen treten sehr stark für verlässliche Rahmenbe-
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dingungen ein und fordern zu Recht rasch langfristige Klimaziele. 
Denn die Unternehmen benötigen Planungssicherheit, damit sich 
die Investitionen in Klimaschutztechnik auch rechnen. Klimaschutz 
ist der Weg aus der Krise, insbesondere die Investitionen in Energie-
effizienz und innovative Techniken im Bereich Energie und Mobili-
tät zahlen sich aus. 

Wie soll der Staat beim Klimaschutz eingreifen?

Die Verbesserung der Energieeffizienz ist volkswirtschaftlich die 
preiswerteste und effizienteste Möglichkeit des Klimaschutzes. 
Insbesondere sollten Gebäude besser gedämmt und in jeglichen 
Bereichen alles getan werden, um Energie einzusparen. Weiterhin 
müssen wir die Märkte regulieren und den Emissionshandel kon-
sequent umsetzen. Die Politik sollte außerdem grüne Märkte un-
terstützen, für Energiesicherheit sorgen, die Netz-Infrastrukturen 
ausbauen und Forschung und Entwicklung stärken. Sonst droht 
uns schon bald eine Energiekrise und das müssen wir vermeiden. 

Noch sind die erneuerbaren Energien zum Großteil nicht wett-
bewerbsfähig. 

Aber das werden sie bald sein und manche sind es auch heute 
schon. Wir müssen sie aber weiter unterstützen, damit der Markt 
nicht zusammenbricht und wir Arbeitsplätze in Deutschland ver-
lieren. Wir haben die Atomindustrie mit 40 Milliarden Euro subven-
tioniert, die Kohle mit 180 Milliarden Euro, dann können wir auch 
den nötigen Atem mitbringen, um die Solarenergie mit der nöti-
gen Unterstützung so weit zu bringen, dass sie sich auch rechnet. 
Wenn wir das Problem gelöst haben, Wind- und Solarstrom effizient 
zu speichern, dann ließe sich grüner Strom rund um die Uhr nutzen. 

Das ist sehr löblich, dass wir in Europa Energie sparen, Treib-
hausgase reduzieren und grünen Strom nutzen. Werden die 
Schwellenländer dies nicht ausnutzen, um noch mehr billigere 
Kohle zu verfeuern?

Sicherlich benötigen wir globale Klimaschutzabkommen. Und man 
darf auch nicht verkennen, dass insbesondere China und die USA 
gezielt auf Klimaschutzmärkte setzen. China hat sich verbindliche 
Ausbauziele für erneuerbare Energien gesetzt und die USA inves-
tieren 150 Milliarden Dollar in den Ausbau erneuerbarer Energien. 
Denn neben dem Klimaschutz ist vor allem die nachhaltige Energie-
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versorgung elementar. Fossile Energien werden knapper und teu-
rer. Der Einsatz von heimischen Energieträgern und die Verbesse-
rung der Energieeffizienz verbessern nicht nur Marktpotenziale, 
sondern machen weniger stark abhängig von Energieimporten und 
von Angebots- und Preisschocks. Jede Volkswirtschaft ist gut bera-
ten, diese Risiken zu minimieren. 

Green New Deal 

Muss der Klimaschutz wegen der Rezession nun jahrelang ein Schat-
tendasein führen? Nicht zwangsläufig. So hat sich der neue US-Prä-
sident Barack Obama vor seiner Wahl für einen »Green New Deal« 
ausgesprochen. Die Wortschöpfung erinnert an den »New Deal« 
des US-Präsidenten Franklin Delano Roosevelt, der mit Wirt-
schafts- und Sozialreformen sowie staatlichen Eingriffen und Inves-
titionen erfolgreich die Depression der 30er-Jahre in den USA be-
kämpft hatte. 

Mit einem grünen Investitionsprogramm für Energieeffizienz und 
erneuerbare Energien könnte Ähnliches gelingen, meint das Center 
of American Progress (CAP). Nach einer CAP-Studie entstünden 
mit einem 100 Milliarden schweren Green New Deal zwei Millionen 
Arbeitsplätze – vorausgesetzt, der Betrag wird innerhalb eines Jahres 
investiert. Würde der gleiche Betrag in den Konsum der amerikani-
schen Haushalte fließen, bliebe es unter dem Strich bei nur 1,7 Mil-
lionen neuer Arbeitsplätze. 

Auch Obama warb mit dem Stichwort »green jobs« um sein Kli-
mapaket. Im Wahlkampf kündigte er an, in den kommenden zehn 
Jahren 150 Milliarden Dollar für erneuerbare Energien auszugeben. 
Bis 2025 sollte ein Viertel der Energie in den USA aus erneuerba-
ren Quellen stammen. Nun, da Obama US-Präsident ist, macht der 
Green New Deal laut einer Studie von Ottmar Edenhofer und Ni-
colas Stern nur etwa 11,5 Prozent des eine Billion Dollar schweren 
Konjunkturpakets aus. 
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Das tut der Popularität des »Green New Deal« aber keinen Ab-
bruch. In Deutschland machten sich bisher vor allem SPD und Grü-
ne für das ähnlich konzipierte Klimaschutzpaket stark. Sie beanspru-
chen zumindest die Miturheberschaft für die neudeutsch ebenfalls 
»Green New Deal« genannten Maßnahmen. Besonders die Grünen 
versprechen sich von dem Konzept wahre Jobwunder und stellten in 
ihrem Programm zur Bundestagswahl 2009 eine Million neue Ar-
beitsplätze bis 2013 in Aussicht. Bei näherem Hinsehen schrumpft 
die Zahl der grünen Jobs auf 400.000. Der Rest sollte unter anderem 
im Bildungs- und Gesundheitssektor entstehen. 

Von einer grünen Quote von 40 Prozent ist das Konjunkturpro-
gramm der Großen Koalition für die Jahre 2009 und 2010 weit ent-
fernt (siehe Tabelle 1.3). Der Anteil liegt mit 13,2 Prozent kaum 
höher als in den USA. Größter Brocken im 13,8-Milliarden-Euro-
Klimapaket sind 10,8 Milliarden Euro für energiesparende Gebäu-
desanierung. Darunter fallen Maßnahmen wie Wärmedämmung 
von Dächern und Außenwänden, Einbau von besser isolierenden 
Fenstern sowie die Installation effizienterer Heizungen. Das Klima-
paket plus verschärfte Energiesparvorschriften sollen laut des dama-
ligen Bundesumweltministers Sigmar Gabriel bis 2020 etwa 500.000 
neue Jobs schaffen. Allerdings lassen sich die Zahlen aus den USA 
und Deutschland nicht eins zu eins vergleichen, denn die Ausgaben 
für den Green New Deal in Amerika sind für die kommenden zehn 
Jahre vorgesehen, während die Mittel in Deutschland bereits in den 
Jahren 2009 und 2010 ausgegeben werden. Was die Bundesregie-
rung danach in den Klimaschutz investieren wird, steht derzeit noch 
nicht fest. Sie wird in Zukunft aber deutlich mehr ausgeben müssen, 
wenn man sie an ihren Forderungen misst. So rief Bundesumweltmi-
nister Gabriel die G20-Staaten auf, ein Viertel ihrer Krisenpakete für 
den Klimaschutz vorzusehen. Davon ist Deutschland noch ein gan-
zes Stück entfernt.

Inzwischen haben eine ganze Reihe weiterer Staaten die Idee des 
»Green New Deal« aufgegriffen. Dazu gehört beispielsweise auch 
Südkorea, das im Januar 2009 umgerechnet etwa 28 Milliarden Eu-
ro für ein Konjunkturpaket, verteilt auf vier Jahre, bereitstellte. 80 
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Prozent davon entfallen offiziell auf ökologische Maßnahmen. Da-
zu zählen Investitionen in erneuerbare Energien, neue Waldflächen 
und Wärmedämmung, aber auch umstrittene Wasserbauprojekte. 

Green New Deal

Land Gesamt 
(in Mrd. 
Dollar)

Grüner 
Anteil

(in Mrd. 
Dollar)

Grüner 
Anteil

(in Pro-
zent)

Zeitraum

Australien 26,7 2,5 9,3 2009–2012

China 586,1 200,8 34,2 2009–2010

Deutsch-
land

104,8 13,8 13,2 2009–2010

Frankreich 33,7 7,1 21,2 2009–2010

Großbri-
tannien

30,4 2,1 6,9 2009–2012

Japan 485,9 12,4 2,6 von 2009 
an

Kanada 31,8 2,6 8,3 2009–2013

Südkorea 38,1 30,7 80,5 2009–2012

USA 972,0 112,2 11,5 2009–2018

Quelle: G20-Report Edenhofer/Stern 2009

Tabelle 1.3: Konjunkturpakete mit grünem Anteil

Mittlerweile wird das Etikett »grün« sehr inflationär für Teile der 
Konjunkturpakete verwendet. Es entsteht ein regelrechter Wettbe-
werb darum, wer es schafft, möglichst vielen staatlichen Investitio-
nen einen grünen Anstrich zu verpassen. Häufig lassen sich grüne 
von konventionellen Maßnahmen kaum unterscheiden. Darunter 
fallen beispielsweise auch der Ausbau und die Modernisierung des 
Stromnetzes. Engmaschige Netze sind erforderlich, um die Erzeu-
ger von Strom aus erneuerbaren Energien besser einzubinden. Al-
lerdings sind Investitionen ins Stromnetz ohnehin in vielen Staaten 
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einschließlich Deutschland längst überfällig – auch ohne Solarzellen 
und Windräder. Ein weiteres Beispiel: Deutschland wird vorgehal-
ten, dass selbst China deutlich mehr Geld aus seinem Konjunktur-
paket für den Klimaschutz bereitstellt. Nach der Studie von Stern/
Edenhofer geben die Chinesen 34,2 Prozent oder etwa 200 Milli-
arden Dollar für ökologische Zwecke aus. Allerdings hat die hohe 
Quote einen Haken: Etwa die Hälfte davon stammt aus Mitteln zum 
Ausbau des Schienennetzes.

Klimapolitisch sind Investitionen in die Schiene sicher effek-
tiv, wenn die neuen Gleise denn statt und nicht zusätzlich zu neu-
en Straßen entstehen. Zweifelhaft ist aber, ob das Infrastrukturpro-
gramm eines Schwellenlandes mit einem hohen Nachholbedarf bei 
Verkehrswegen komplett einem »Green New Deal« zuzurechnen 
ist. Das erinnert doch eher an die konventionellen Maßnahmen ei-
nes Franklin Roosevelts. Zudem hat China in dem Konjunkturpro-
gramm kein Geld für erneuerbare Energien oder für Energieeffizi-
enz vorgesehen. 

Die Grenze zwischen allgemeiner wirtschaftlicher Belebung und 
Klimaschutz verwischt. Wer wie viel gegen die Erderwärmung tut, 
lässt sich nicht allein an den Konjunkturprogrammen ablesen. Das 
Motiv der Regierungen ist klar: Wer nach außen hin viel für den 
Klimaschutz leistet, kann anderen leichter Versäumnisse vorhalten 
oder sich selbst vor den Forderungen anderer schützen. Dass mehr 
getan werden muss, ist unstrittig, wie die neuesten Untersuchungen 
zum Fortschreiten des Klimawandels bestätigen.

Die Klima-Uhr tickt schneller 

Politiker, Wissenschaftler und Unternehmer lieben lineare Trends, 
weil sie sich bequem in die Zukunft fortsetzen lassen. Das funktio-
niert wunderbar bei der Leistungsfähigkeit von Computern: Nach 
dem Moore’schen Gesetz verdoppelt sich etwa alle 18 Monate die 
Zahl der Schaltkreise auf einem Chip. Dies macht sie mit jeder neu-
en Chipgeneration leistungsfähiger. So lässt sich relativ präzise vor-
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hersagen, wann die modernsten Rechner wieder eine neue Schall-
mauer bei der Zahl der Rechenschritte pro Sekunde durchbrechen 
werden. 

Was den Entscheidungsträgern zu schaffen macht, sind Entwicklun-
gen wie der Klimawandel, die sich einfachen Prognosen entziehen. 
Da sich der Klimawandel regional, saisonal und in größeren Zeit-
räumen auf der Erde sehr unterschiedlich auswirkt, lassen sich nicht 
einfach Linien in die Zukunft ziehen. Es ist nicht klar, wie viel Zeit 
den Regierungen bleibt, die Klima-Uhr langsamer laufen zu lassen 
oder sie anzuhalten, und wann der Zeitpunkt gekommen ist, an dem 
Schutzmaßnahmen kaum noch eine Wirkung haben. 

Dass die Klimawelt keinesfalls linear ist, genauso wenig wie die Er-
de eine Scheibe, zeigte nicht zuletzt die Finanzkrise. Zyniker könn-
ten anmerken, die Weltwirtschaftskrise habe auch etwas Gutes, 
denn in der Rezession werde weniger CO2 in die Luft gepustet, was 
schließlich dem Klima nutze. Tatsächlich hat sich das Wirtschafts-
wachstum 2008 weltweit von 3,2 auf 2,5 Prozent abgeschwächt. 
In Deutschland schrumpfte die Wachstumsrate sogar von 2,6 auf 
1,0 Prozent. Dennoch stellten Forscher des Global Carbon Pro-
ject (GCP) fest, dass auch 2008 der Kohlendioxidgehalt in der 
Atmosphäre überdurchschnittlich stark gewachsen ist. Die Wis-
senschaftler führen dies auf die nachlassende Fähigkeit der Welt-
meere zurück, Kohlendioxid zu binden. Die Ozeane gelten neben 
den Regenwäldern als sogenannte CO2-Senken, das heißt, sie neh-
men mehr vom schädlichen Treibhausgas auf, als sie abgeben. Der 
Grund dafür sind Meeresströmungen, die CO2-haltiges Oberflä-
chenwasser in tiefere Meeresregionen leiten. Bisher konnten die 
Ozeane etwa die Hälfte der durch den Menschen verursachten 
Treibhausgase aufnehmen. Nach Ansicht der GCP-Forscher ist der 
CO2-Speicher der Weltmeere inzwischen allerdings an einem kriti-
schen Punkt angelangt. 

Auch den Regenwäldern könnte bald die Fähigkeit abhanden kom-
men, CO2 über Photosynthese aus der Atmosphäre zu filtern. Die 
UN warnte im April 2009, dass bei einem weiteren Anstieg der 


